
Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 17. Januar 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'État — 
Frankreich) — Société Geodis Calberson GE/Etablissement 
national des produits de l'agriculture et de la mer 

(FranceAgriMer) 

(Rechtssache C-623/11) ( 1 ) 

(Landwirtschaft — Nahrungsmittelhilfe — Verordnung (EG) 
Nr. 111/1999 — Programm zur Versorgung der Russischen 
Föderation mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen — 
Empfänger des Zuschlags für einen öffentlichen Auftrag für 
den Transport von Rindfleisch — Zuweisung der 

Zuständigkeit — Schiedsklausel) 

(2013/C 63/08) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d'État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Société Geodis Calberson GE 

Beklagter: Etablissement national des produits de l'agriculture et 
de la mer (FranceAgriMer) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Conseil d’État — Auslegung 
von Art. 16 der Verordnung (EG) Nr. 111/1999 der Kommis
sion vom 18. Januar 1999 mit allgemeinen Durchführungs
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 2802/98 des Rates 
über ein Programm zur Versorgung der Russischen Föderation 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (ABl. L 14, S. 3) — Zu
weisung der Zuständigkeit im Falle eines Rechtsstreits zwischen 
dem Empfänger des Zuschlags für einen öffentlichen Auftrag für 
den Transport von Rindfleisch und der zuständigen nationalen 
Interventionsstelle über die Zahlungsmodalitäten und den Ersatz 
des entstandenen Schadens — Schiedsklausel 

Tenor 

Art. 16 der Verordnung (EG) Nr. 111/1999 der Kommission vom 
18. Januar 1999 mit allgemeinen Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 2802/98 des Rates über ein Programm zur 
Versorgung der Russischen Föderation mit landwirtschaftlichen Erzeug
nissen in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1125/1999 der Kom
mission vom 28. Mai 1999 geänderten Fassung ist in dem Sinne 
auszulegen, dass er dem Gerichtshof der Europäischen Union die Zu
ständigkeit zuweist, in Rechtsstreitigkeiten zu entscheiden, die die Vo
raussetzungen betreffen, unter denen die Interventionsstelle, bei der die 
Angebote im Rahmen der Ausschreibung von Aufträgen für die un
entgeltliche Lieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse an die Russische 
Föderation einzureichen sind, die dem Zuschlagsempfänger geschuldete 
Zahlung und die Freigabe der vom Zuschlagsempfänger zugunsten 
dieser Stelle geleisteten Liefersicherheit veranlasst, insbesondere bei Kla
gen auf Ersatz des durch Fehler der Interventionsstelle bei der Aus
führung dieser Maßnahmen entstandenen Schadens. 

( 1 ) ABl. C 39 vom 11.2.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 17. Januar 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Augstākās tiesas 
Senāts — Lettland) — Strafverfahren gegen Mohamad 

Zakaria 

(Rechtssache C-23/12) ( 1 ) 

(Verordnung (EG) Nr. 562/2006 — Gemeinschaftskodex für 
das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener 
Grenzkodex) — Mutmaßliche Verletzung des Anspruchs auf 
Achtung der Menschenwürde — Wirksamer Rechtsschutz — 

Recht auf Zugang zu einem Gericht) 

(2013/C 63/09) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens 

Mohamad Zakaria. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstākās tiesas Senāts — Aus
legung von Art. 13 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 
über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Gren
zen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (ABl. L 105, S. 1) 
— Recht von Drittstaatsangehörigen, ein Rechtsmittel in Bezug 
auf die Verweigerung der Einreise einzulegen — Rechtsmittel, 
das darauf gerichtet ist, Handlungen anlässlich der Genehmi
gung des Überschreitens der Außengrenze für Verfahrensfehler 
erklären zu lassen — Ersatz des durch derartige Fehler ver
ursachten immateriellen Schadens 

Tenor 

Die Mitgliedstaaten sind nach Art. 13 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten 
der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) lediglich ver
pflichtet, einen Rechtsbehelf gegen Entscheidungen vorzusehen, mit 
denen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet verweigert wird. 

( 1 ) ABl. C 80 vom 17.3.2012. 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Berlin (Deutschland) eingereicht am 13. November 2012 
— Aslihan Nazli Ayalti gegen Bundesrepublik Deutschland 

(Rechtssache C-513/12) 

(2013/C 63/10) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Berlin
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